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Preußen — ein geographischer Begriff? S

daß nicht ängstliches Festhalten, sondern nur Wagemut bei allen Parteien heute
.zur Führerschaft ausweist.

Selbstverständlich ist damit nicht der Herrschaft der Halbwüchslinge daS
Wort geredet, zu der sich das Regiment der Arbeiter- und Soldatenräte vielfach
ausmachst. Was heute noch im wehrfähigen Alter steht, die Generation, die den
Krieg am eigenen Leibe gespürt hat, die wie keine von ihm erfaßt und innerlich
gewandelt ist, nicht aber die überständigen Greise oder gar die Rekruten sind dazu
berufen, das Steuer tatkräftig in die Hand zu nehmen. Die Novemberunruhen,
die unserer militärischen Widerstandskraft das Rückgrat gebrochenund uns wehr¬
los in die Hände unserer Feinde ausgeliefert haben, sind von ein paar unverant¬
wortlichen Führern mit Hilfe der Hefe des Heeres in Heimat und Etappe ins
Werk gesetzt wmden, die jeder rechte Frontsoldat auf tiefste mißachtet. Schon
weht allenthalben ein anderer Wind, seit das Frontheer zurückströmt, das eine zu
schwere Schule der Verantwortlichkeit durchgemacht h^t, um dies zersetzende,
vrdnu:?gszerstörendeTreiben auf die Dauer zu dulden. Die Front ist der große
Kräftebehälter, aus dem auch die politischen Talente aller Parteien aufsteigen
müssen, denen es obliegt, das eigentliche Werk der Revolution zu beginnen ünv
zu vollenden. Dazu gehört Zeit. Wie die ProbleM des Krieges langsam gereift
sind, so wird auch die Revolution erst ganz allmählich zu sich selber kommen.
Das aber wird nicht mehr ein Rummel für Straßenjungen, wird hoffentlich auch
nicht ein sinnloses Wüten aller gegen alle nach dem Traum der Spartakusleute,
das wird die sicher nicht ohne schwere Kämpfe sich vollziehende Erneuerung der
Säfte und Kräfte unseres gesamten politischen Lebens sein. Alle Schichten und
Parteien werden daran Anteil haben. Für sie müssen alle Sinne geschärft, alle
Muskeln gestrafft werden.

Auch wir, die jungen und zukunftssicherenim Lager der Rechten, jubeln
ihr zu, weil sie groß und innerlich befreiend sein wird, wie ein reinigendes
Gewitter.

Diese, die wahre und große deutsche Revolution, ist auf dem Marsch. Wehe
den lahmen Greisen, die da nicht Schritt halten können. Ihre Stunde ist vor¬
bei, ihnen ist nicht zu helfen. Heil und Sieg allen jungen und starken Kräften,
von denen dem deutschen Volk das Wunder seiner Errettung kommen muß.

Preußen ein geographischer Begriff?
von Dr. Heinrich Gtio INcisner

er 9. November bedeutet nicht nur eine neue Epoche unserer Ber-
fassuugsentwicklung, auch das Problem der deutschen Swaten-
bildung ist wieder akut geworden. Daß hier ein innerer Zu¬
sammenhang vorliegt, werden wir noch sehen. ^)

Besteht der Begriff des preußischen Einheitsstaates heute
... noch? Die Frage gestellt nicht in dem äußerlichen Sinne einer

Jnte"grstät"seines Gebietes, im Hinblick auf tatsächliche Auflösungserscheinungen,
wie sie revolutionäre Zeiten mit sich bringen könnten, wie sie aber mit allmäh¬
licher Konsolidieruna von selbst wisder verschwinden. Vielmehr, besteht jener

2) Dwser Aussatz gibt in seinen Schlußfolgerungen lediglich die Meinung des
Herrn Verfassers wieder. Ich vermag ihm nicht in allem zu folgen. Nachdem aber
bisher fast ausschließlich Stimmen für die restlose Auslösung Preußens M Worte ge¬
kommen sind, scheint es mir nützlich, auch einer andern Gehör zu. verschaffen. G. Cl.
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Begriff noch in Form einer innerlichen Überzeugung der Staatsbürger von der
Notwendigkeit seines Inhalts?

Man kann über die Antwort im Zweifel sein. Beunruhigenden Alarm
»achrichten aus dem Westen wird, soweit es sich um industrielle Kreise handelt,
der Boden entzogen durch jene Düsseldorfer Erklärung, die energisch in Abrede
stellt, jemals den Gedanken einer rheinisch-westfälischen Sonderrepublik erwogen
zu haben. Doch ist damit die Gefahr des klerikalistischenPartiknlarismus hier und
anderen Orts— die Quittung auf Herrn Hoffmanns Kulturkampf und die
Berliner Wirtschaft überhaupt — nicht gebannt. ' Und wenn vollends jene oben
erwähnte Überzeugung bei typischen Vertretern des Prenßentums ins Wanken
geraten ist oder gar schon der gegenteiligen Meinung Platz gemacht hat, so ist das
ein Symptom, wie es deutlicher und beunruhigender gar nicht gedacht werden
kann.

„Es ist möglich, ja notwendig, daß Preußen, dem heute durch die Um¬
wälzung die Daseinsberechtigung als besonderes Staatswesen genommen ist, in
seine Teile zerlegt werden muß." So schreibt Professor Hoetzsch in der „Neuen
Preußischen Zeitung", die das schwarz-weiße Kreuz im Bilde führt. Und ähn--
lich leugnet der Oberpräsident von Batocki-Königsberg (in der „Deutschen All ¬
gemeinen Zeitung") die Daseinsberechtigung des preußischen Staates, nachdem
die Hoheuzollernhervschaft zusannnengebrocheu sei und „seine ruhmvolle Ge¬
schichte — das andere Einheitsmoment — inNiederlage undSchmach geendet" habe.
Preußen als geschlossenerTeilstaat des Deutschen Reiches — so führt er aus —
müsse fortfallen, die Bestrebungen, Rheinland zu einem selbständigen, mit
Bayern, Baden usw. gleichberechtigten Gliede des Deutschen Reiches zu machen,
seien sachlich voll berechtigt und würden bei den anderen selbständigen preußi¬
schen Kultur- und Wirtschaftsgebieten zweifellos Nachahmung finden. Je nach
der Größe der übrigen zukünftigen deutschen Bundesstaatcn — Batocki erwähnt
den projektierten Zusammenschluß Württembergs, Badens und Hessens — würde
der bisherige Hegemoniestaat bloß in drei bis vier oder in noch zahlreichere Ge¬
bilde zu zerschlagen sein, um das erwünschte „Gleichgewicht" nnter den deutschen
Mächten herzustellen.

Die derzeitige preußische Regierung verwahrt sich allerdings in ziemlich
energischem Tone gegen die „in verschiedenen Gegenden des preußischeil Staates
gemachten Versuche, Teile von Preußen loszulösen oder in Preußen eigenmächtig
obrigkeitlicheBefugnisse auszuüben",') und man sollte bei derzentralistisch-unitari-
schen Neigung des Sozialismus annehmen, daß von dieser Seite etwaige Par-
zeUierungsbestrebungen wenig Gegenliebe finden werden.

Aber unabhängig von offiziellen Dekreten bahnen sich Überzeugungen und
Stimmungen ihren Weg, und bei einer spruchreifen Frage, wie sie nun einmal
Preußens weiteres staatliches Schicksal darstellt, gilt es beizeiten und sorgfältig
das Für und Wider abzuwägen. Für Herrn v. BatocVi ist Preußen in erster Linie
das Werk seiner Fürsten, und mit dem Sturze ihrer Macht fällt die haltende
Klammer fort, können die „lediglich durch die Hohenzollernherrschaft, aber nicht
durch die Natur der Dinge zum einheitlichen preußischen Staat zusammen¬
geschweißten deutschen Gaue" das Recht „selbständigen staatlichen Lebens" für
sich an Anspruch nehmen. Auch ihm wird der Abschied von dem starken, einheit¬
lich regierten Preußen der Vergangenheit schwer, aber er sieht nur die Alter¬
native: Wiederherstellung des Königtums — die er für unmöglich hält — oder
den „klaren Entschluß, ganze Arbeit zu machen und den Gauen des seiner staat¬
lichen Macht beraubten alten Preußens die Selbständigkeit der übrigen Glieder
des Reiches zu verschaffen". Gibt es wirklich nur diese enge Wahl? Um «nS

") Vgl. die Beschlüsse der beiden Kölner ZentrumsversiammKingenvom 4. 12.,
die darauf Bezugnehmende Erklärung der preußischen Regierung vom ZI. l2. und die
Vorgänge in Oberschlesien.

") Bekanntmachungvom U>. Dezember.
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darüber schlüssig zu werden, bedarf es eines Blickes auf die Genesis des preußi¬
schen Staates.

» » »
Er äst in der Tat ein Produkt der Besten unter seinen Monarchen, wie

übrigens mehr oder weniger sämtliche europäischen Staatenbibdungen. Wenn
wir den Entwicklungsprozeß vom zusammengesetzten Territorialstaat des sieb¬
zehnten IahrhMiderts über die Idee des Gesamtstaates zum Einheitsstaate des
neunzehnten verfolgen, so treten die Gestalten des Großen Kurfürsten, Fried¬
rich Wilhelms des Ersten und feines genialen Sohnes beherrschend in den
Vordergrund. — Auch von dem Brandenburg Johann Sigismuuds galt das
sprichwörtliche Heiratsglück der Habsburger. Mit dem kurz hintereinander er¬
folgenden Anfall der preußischen und klevischenLändcrkomplexe faßte das bis dahin
in typisch territorialem Stilleben hauptsächlich zwischen Elbe und Oder eingeklemmte
Kurfürstentum am Rhein und jenseits der Weichsel Pofto, so gleichsam' die Ziele
und Umrisse des künftigen Großstaates markierend. Als dann, von kleineren Er¬
werbungen abgesehen, eine Generation später (1648) Hinterpommern, Halber¬
stadt und Minden, sowie der 1680 realisierte Anspruch .aus Magdeburg hinzu¬
kam, war jener Zustand des zusammengesetzten Territorialstaates erreicht, wie er
für die Nogiermngöperiode des Großen Kurfürsten zunächst noch charakteristisch
ist. Es wär ein Bündel durch Personalunion zusammengehaltener, sonst höchst
eigenwilliger Gebiete mit ausgesprochen Partikularistischen Interessen, wo man
grundsätzlich unter dem „lieben Vaterland" die engere Heimat, beileibe nicht den
brandenburgischen Gesamtstaat begriff und die kurfürstlichen Räte als „fremde
Minister" titulierte. Lag doch der emende Staatsgedanke selbst an der Stelle,
wo man ihn überall zuerst suchen muß, nämlich beim Fürsten und seiner nächsten
Umgebung — dies die Wortbedeutung von lo «tat» in der .Renaissance — noch im
Gemenge mit älteren primitiveren Vorstellungen. Die halb tervitorial-Partiku-
laristische, halb einhcitsstaatliche Staatsanffafsung des Kurfürsten Friedrich
Wilhelm, wie sie in seinen Testamenten begegnet, Paßt, was neue Forschungen
erwiesen haben, durchaus zu der inneren Politik dieses Fürsten, für die der
Grundsatz straffer Zentralisation keineswegs von vornherein maßgebend war,
vielmehr sich erst au und mit der von ihm selbst inaugurierten Machtpolitik ent¬
wickelte. Denn allerdings ist es seine Persönlichkeit gewesen, die zum ersten
Male die beiden großen formenden Kräfte des künftigen Einheitsstaates ent¬
bunden hat: Machtpolitck und Militarismus. Friedrich Wilhelm hatte die
Fähigkeiten, ans dein dreifachen Erbfall in Kleve, Preußen und Pommern die
machtpolitischen Konsequenzen zu ziehen, aber nur seine Pläne zu verwirklichen,
bedürfte es der ultiiru,, rg,tw in Gestalt eines stehlenden Heeres. Indem der
mUos xvrxstliris auf die Steuerleistungen sämtlicher Einzellande begründet
wurde, war sowohl das Mittel wie das Ziel, die überterritoriale, dynastische
Großmachtspolitik, dazu angetan, dem Gedanken des Gesamtstaates immer
mehr zum Durchbruch zu verhelfen. Ein anderes Mittel zu dem gleichen Zweck
wird ebenfalls noch von, Friedrich Wilhelm angebahnt: es ist der großartig«
Neubau einer fürstlich-zentrvlistischen Vevwaltungsb.ehvrd.en-Orgnnisation, der
die ständisch-Partikularistischen Einrichtungen zum Teil beseitigte, zum Teil über¬
wölbte, ein Werk, das in seiner ersten, bis 1698 reichenden Periode schon 1639
begann. Die zweite, von 1713 bis 17W reichende Bauperiode steht bereits unter
den, Zeichen des neuen Meisters, den: unstreitig das Hauptverdieust an der Ge¬
staltung des preußischen Einheitsstaates gebührt, Friedrich Wilhelms des
Ersten.

Auf Einzelheiten kann hier natürlich nicht.eingegangen werden, es genügt
an die Namen: Generaldirektorium, Kriegs- und Domänenkammern, Kanton¬
reglement zu erinnern. Preußens größter innerer König — fo nannte ihn später
der Reformer Schön — hat die Politik seines Großvaters, nun aber ganz bewußt
und ohne Hemmungen, fortgeführt. Als er starb, war jene einheitliche Be¬
hördengliederung — dos Symptom einheitlicher Staatsstruktur —wie sie bis auf
die Stein-Hardenbergsche Ära bestanden hat, im wesentlichen fertiggestellt.
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Friedrich der Zweite hat nur noch in der Bezirks- »,md Lokalverwaltung
des Platten Landes Ungleichmäßigkeiten zu beseitigen brauchen, alle seine Pro¬
vinzen bildeten, Niie er im Testament von 1752 mit Befriedigung feststellt, trotz
ihrer zersplitterten Lage — nicht ohne Grund spottete man über den „roi 6s-
Ii»is!i-k!s" — doch schon einen gemeinsamen Körper (un oorps onssmills).

Die Zentralisation greift unter dem großen Könige auf Gebiete über, deren
Probleme von der älteren Zeit noch nicht gelöst worden waren, z. B. die Justiz,
wo die Reformen Cocoejis und seiner^ Nachfolger — gesamtstaatliche Prozeßord¬
nung, gleichförmiger, in eine Spitze gufammenlaufender Jnstanzenzug,') einheit¬
liches preußisches Recht — den Staatsgooanken auch im Reichsleben an die Stelle
territorialer Interessen und Gewohnheiten setzte. Anderseits schreitet man auf
Wegen fort, die der Vorgänger schon gewandelt ist, so in der Wirtschaftspolitik,
wo die merlantilistische Bewegung, die bekannte wirtschaftliche Begleiterscheinung
des staatlichen Verschmelzungsprozesses, diesmal besonders in straffer Zu¬
sammenfassung der mittleren Provinzen zu einem einheitlichen Markte gipfelt.
War die Zentralisationspolitik Friedrich Wilhelms im Geigensatz zu der seines
Großvaters ein Akt bewußter Zwecksetzung, so rückt sie beim Philosophen von
Sanssonei noch eine Stufe weiter in die Sphäre systematischer Reflexion. Bei
dieser Gelegenheit — etwa im politischen Testament von 1752 — geschieht es, daß
der König sich auch die Frage nach den psychologischen Bindemitteln vorlegt, die
einen Staat zusammenhalten. Der Einheitsgedanke verliert dabei gleichsam von
der Erdenschwere, wie sie ihm bei einer mehr räuinlich-administrativen Politik
eignet, um sich in jene Bezirke des Geistes zu sublimieren, wo er nicht nur an der
Schotte oder am grünen Tisch der Bureaukratie haftet, sondern Besitztum der auf
jener wohnenden, von dieser verwalteten Menschen zu werden beginnt. Nicht
aller, sondern zunächst nur derjenigen, die für den Gesamtstaat geblutet hatten
und durch die politische Schule der Armee gegangen waren, also der adligen Offi¬
ziere und der bäuerlichen Soldaten. Für letztere auch ihrem ganzen intellek¬
tuellen Zustande gemäß erst in verschwommenen Formen. Um so stärker bei den
Geschlechtern von Kolin und Leurheu, die nun wirklich neben dem «sprit 6s oorp»
einen «sprit 6s „ation eingennpft bekamen, wie es der .König als „Maxime"
seiner Adelspolitik ausgesprochen hat. So etwas wäre unter Friedrich
Wilhelm dem Ersten, der sich noch mit renitenten Ständen
herumärgern und „die Junkers ihre Autorität ruinieren" mußte,
ganz undenkbar gewesen. Welch Abstand auch zwischen diesem preußi¬
schen Nationalempfinden und der klevischen und magdeburgischen,, Nation", die im
selben Jahrhundert noch herumgeistert! Allerdings jener preußische ssprit. 6s
,t»ti,<,Q des achtzehnten Jahrhunderts ist von anderer Natur als sein deutscher
Namensvetter im nonnzehnten. Er ist überhaupt mehr Staats- als National¬
geist, und wie man' bei Staat und Nation verschiedene Organisationselemente
unterscheiden kann, nämlich hier das der genossensch>aftlichen Leben.sgemei>'.fchaft,
dort das der herrschaftlichen Autorität, so beruhte auch das staatliche Gemein-
samrcitsbewußtsein des preußischen Adels damals mehr -auf einem verstandes-
mäßigen Erfassen der „Staatsräson" als aus volklichen Solidavitätsgefühlen, die
bei der vom Absolutismus geflissentlich festgehaltenen Kastenscheidnng der Stände
gar nicht aufkommen konnten. Wohl -aber verstand der friderizianische Offizier
Schillers Ferdinand in „Kabale und Liebe", wenn -er auf die Worte der Lady:
„Diesen Degen gab Ihnen der Fürst" voll ernster Entschiedenheit entgegnet:
„Der Staat gab ihn mir durch die Hand des Fürsten". Denn diesen begrifflichen
Unterschied hatte ihm der „erste Beamte" im preußischen unsiun rsgirris selbst —
und nicht nur im Worte — klar gemacht.

Trotzdem ! Als sich die Augen des Unermüdlichen schlössen, da zeigte sich doch
bald, daß der Staatsmaschine die treibende Kraft fehlte, daß die Untertanen noch
gar sehr der künstlichen Stütze in der Person des Monarchen bedurften, um staat-

') Gemmer: in -die DoppeWU-e -7vertMunÄ-Kammergericht und abgesehen von
sonstigen kleineren Schönheitsfehlern.
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l-ich gu denken. „IVIZwt, v'otM lui" — gerade so wie'bei Ludwig dem Vier¬
zehnten, und alles Zentralistische war, um «in bekanntes Wort von Goethe zu
verwenden, doch mehr „fritzisch" als preußisch gewesen. So geschah es, daß mau
m den letzten Jahrzehnten des -achtzehnten Jahrhunderts sich geradezu wieder von
den Formeu des Einheitsstaates entfernte, das zeigte sich sowohl bei den jüngst
erworbenen Gebieten, wo die gesamtstaatliche „Diosmose" ausblieb, wie bei den
nur Provinz-, also bruchstückweise durchgeführten Reformen seit 1786. Sympto¬
matisch für deu unfertigen Znstand der preußischen Staatseinheit ist der Sprach¬
gebrauch. So kannte der Kanzleistil des ausgehenden achtzehnten Jahrhunderts
bei inneren Regierungsangelegenheiteil nur „Seiner Königlichen Majestät Staa¬
ten und Provinzen",'') erging das Allgemeine Landrecht (1794) für die „preußi¬
schen Staaten" ebenso wie die sechzehn Jahre später begründete offizielle Gesetzes-

. sammlung. °) Wo St. Bürokratius sich so altfränkisch gebävdete, konnte man von
den „Partiliuliers" keine moderne Auffassung erwarten. Ein Teil von ihnen
stand dem Staate noch völlig fremd gegenüber und wurde in dieser Fremdheit
von Obrigkeits wegen bestärkt. Der Bürger sollte nach Friedrichs des Großen
Meinung es gar nicht merke», wenn die Armee sich schlägt, und auch dem Bauer,
der als Kern des Heeres mit von der Bataille war,'wurde doch durch die absicht¬
lich lokal und territorial orientierte Kantouverfafsuug, die eiue Rekruteumischuug
ausschloß, das ihm in seiner Eigenschaft als preußischer Grenadier etwa auf¬
dämmernde Gesamtstaatsgefühl wieder unterbunden. Noch 1803 äußerte die
Militärorganisatiouskoininission: „Die Gattung des Patriotismus und National-
stolzes ist jeder Provinz eigeutümlich, und wir halten es für durchaus bedeut
lich, sie darin zu reformieren, indem der angeborene Patriotismus dadurch zer¬
stört werden müßte, ohne daß etwas Besseres an seine Stelle träte."

Damals war die Stunde nicht mehr fern, in der dieses Bessere gefunden
werden sollte.

Mit dem Blicke des Staatsinannes schrieb Hardenberg schon (1807) in der
Atigaer Denkschrift: „Es scheint mir weise, dem Ganze» einen einzigen Nationat-
charaktcr auszuprägen. Der ganze Staat heiße künftig Preußen. In diesem
Namen fließe der eigentliche Preuße, der Pommer, der Brandenburger zu¬
sammen." Solch kategorischer Imperativ hatte aber zwei Boraussetzungen. An
der Verwirklichung der einen war sein Verkünder selber beteiligt. Denn sie be¬
stand in der Metamorphose des bis dahin iu dumpfer Verpuppuug passiver
Untertaneuschaft dahinlebenden Bourgeois und Bauers zum vollberechtigten
Staatsbürger, was durch die Steiu-Hnrdenbergschcn Reformen im wesentlichen
geleistet wurde. Die andere schuf nicht Menschenhand, sondern die Glut des
FreiheitSkamPses, die vom Stahlblvck des preußischen Einheitsstaates die letzte«
Partikularistischeu Schlacken lösen sollte. Auf den Schlachtfeldern Deutschlands
und Frankreichs sind „der eigentliche Preuße, der Pommer, der Brandenburger
zusamiuengeflossen" nicht nur im Nameu des gemeinsamen Vaterlandes, wie
Hardenberg es ausdrückt, sondern in der todbereiten Gesinnung ihm gegenüber.
Wenn Körner sang: Es ist kein Krieg von dein die Kronen wissen — es ist ein
Kreuzzug, 's ist ein heiliger Krieg, so wurde damit doch trotz der dichterisch über¬
triebenen Antithese der Unterschied zur friderizianischen Epoche an der rechten
Stelle deutlich. War in jener der^sprit. <Zs nation — wie wir sahen — nicht viel
mehr als ein staatlich gefärbter Korpsgeist im preußischen Adel, so erfüllte jetzt
das Einheitsgefühl nicht nur alle Tiefen »lud Höhen des Preußentums, sondern
flutete in warmer Woge weit über die Grenzen des Einzelstaates. „Der Name
der Preußen begann sich mit dem der Deutschen zu Verschmelzen."

Doch Her so charakteristischedramatische Verlauf der preußisch-deutschen
Geschichte brachte noch einmal ein „retardierendes Moment". Wie im weiteren
deutschen Baterlande noch 1815 ein deutliches .imrücksiukeu der Massen von der

5) l^g ?i'u88ö kannte nur der .diplomatische Sprachgebrauch!
°) „Gesetzsammlung für die tgl. preußischen Staaten" 1810 sf.. erst durch Erlas,

vom L4, tl, 190L in „Preußische Gesetzsammlung" (ab 1907) umgetauft!
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schon erreichten Stufe nationalen Boivußtfeins festzustellen ist, so blieb auch in
Preußen der letzte Schritt zum Einheitsstaat« vorläufig ungetan. Es ist das
historische Verdienst des europäischen Absolutismus, die Völker aus der terri¬
torialen Zersplitterung zu zentralisierten Staaten zusammengeballt zu haben,
aber erst der Konstiwtionalismus konnte das Werk seines Vorgängers vollende«,
indem er zur äußeren die innere Einheit fügte. Mrade in Preußen aber wurden
die Brücken, die von: Freiheitskampfe zum Verfassungsstaate führten, nicht ge¬
schlagen — im Gegensatz vor allem zu Siiddeutschland. Die Erwerbungen im
Westen und Süden der Monarchie ließen neue Elemente in das Altpreußentum
einströmen, wodurch neue Asfimilierungen erforderlich wurden. Hier begann das
Beamtentum, der eigentliche Herrscher dieser Übergangszeit vom Absolutismus
zur Verfassungsmonarchie, abermals feine Verdienste um den Einheitsstaat zu be¬
weisen. Doch der Schlußstein im Gewölbe fehlte immer noch. Obgleich der ßon- .
scrvative Nationalstaatsgodanke — der zugleich der der politischen Romantik war
— in der Folge auf die staatliche Einheit der Gesamtnation verzichtete und sich
bewußt auf'den Einzelstaat als Träger des deutschen Nationalstaatsgedankens
zurückzog,') bot diese glanzvolle Steigerung der schlichten preußischen Einheits¬
idee — zu der sie sich sonst nie erhob, weil das parallele Wachstum der deut¬
schen Nationälidee dies verhinderte — leinen genügenden Ersatz für die noch
fehlenden Werte innerpolitischer Natur. Die gerade im Zeitalter der Restau¬
ration verbreitete Lehre vom monarchischen Prinzip — nach welcher alle Rechte
der Staatsgewalt im Oberhaupte desselben vereinigt find — beweist doch, wie die
GedanZen "der Zeit mangels einer rechten Anschauung von wirklicher staat-
l i ch -e r Einheit als solcher in die Irre gingen und sich mit dem sinnlichen Sub¬
strat des Herrschers begnügen mußten, weil ihnen das konkret-abstrakte Wesen
staatlicher Gebiete körverschaft als Zentrcilisationspuntt noch nicht ausgegangen war.

Erst die Verfassung von 1850 ist das, wenn auch von unwilliger Hand
vollzogene, Siegel auf eine Entwicklung, deren einzelne Stadien wir an uns vor-
überfliegen ließen. Durch das gesamtstaatliche Parlament gewann Preußen ein
weithin ragendes unitarisches Symbol neben der Dynastie und unublwngig von
ihr. Was nachher kam, die ruhmvollen Kriege von 1864. 18W und 1870/71,
das glich nur mehr prüfenden Hanunerschlägen an das klingende Metall der
preußischen Staatseinheit und Staatsfestigkeit," wenn auch der Wachstumsprozeß,
erst im zweiten dieser Kriege seinen Abschluß fand,

»- -ü»
l'Antae mvlis ernt ?russmimm conciers Zentem! Und da sollte wirtlich

ein unglücklicher.Krieg die Auflösung zwingend machen, die ruhmvolle Geschichte
dieser „prussis Mus" in Niederlage und Schmach enden, wie Herr von Batocti
meint? Als wenn wir nie ein Jena oder Tilsit überwunden und der preußische
Aar sich phöuixgleich «us der Asche des Zusammcnbrnchs erhoben hätte! Über die
Verwendung des Wortes Schmach in Verbindung mit jeuer Niederlage wollen
wir hier nicht rechten, nns scheint das schmähliche erst an einem anderen, spätere»
Punkte einzusetzen— wohl aber bestreiten wir im Hinblick auf die uns soeben
inS Gedächtnis zurückgerufenen Entwicklungsstadim aus der Geschichte der preu-
fstscheu Staatsbildung."daß die preußischen Provinzen „lediglich dmch die Hohen-
zvlleniherrschaft und nicht durch die Natur der Dinge" zusammengehalten weiden,
daß also zwischen dem modernen, konstitutionellen Einheitsstaate und dem halb
teiritorial-parlikularistischen. halb fürstlich-zentralistischenLänderstaat des Großen
Km'fürstnl eigentlich kein Unterschied besteht. Das heißt die Arbeit von Jahr-
Hunderten ignorieren, das bedeutet, gelzeimnisvvll-lebendiges Wurzelgeflecht der
Tust zerschneiden wegen einiger Schönheitsfehler und Reibungen an Kronen und
Stammen! Wohl kennen wir die lauten und stillen Gegensätze zwischen Ost und
W-st. auf politischem und religiösem, wirtschaftlichem und stammestundlichem
Gebiete; heute, vor 50, 100 und 200 Jahren. „Wir Deputierte Rheinlands und

7) Vgl. Meinecke, Histor. u. polit. Aussähe, 187, 189.
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Westfalens werden unsere schönen Provinzen nicht in das Schlepptau der Berliner
Republik nehmen lassen, sondern nachhause gehen und dort unsere eigene Ver¬
fassung einrichten", so schreibt ein Rheinländer, 1918? — mit Verlaub: 18481
Und doch liegt 1860 und 1870/71 und 1914 dazwischen! Welches Volk ist so
öde nivelliert und zentralisiert, daß ihm Stammespegensätze fehlten I Und der
Deutsche bleibt nun einmal der geborene Partikularist und Individualist. Man
wird diese Strömungen achten, aber ihnen nicht schrankenlosen Lauf lassen dürfen.
Denn die Zeiger der Geschichte weisen auf Arrondierung und Zentralisierung der
staatlichen Gebilde, nicht aber auf ihre Auflösung und Zerfall.

Der Königsberger Oberpräsident erklärt ferner: Da es wohl feststehe, daß
nunmehr das preußische Parlament seine auf drei fünftel des Reiches sich er¬
streckenden Aufgaben infolge desselben Wahlrechts auch auf derselben politischen
Basis lösen würde wie der Reichsmg. und die künftigen Regierungen im Reich
und Preußen die gleiche Richtung verfolgen würden, so „fällt damit gerade die
Berechtigung für ein staatliches Sonderlebcn eines geschlossenen Preußens fort.
Das Nebeneinanderbestehen einer Reichs- und einer preußischen Zentralbehörde
iSc das Innere, für die Justiz und die sonnigen mit zur Zuständigkeit des Reiches
gehörenden Arbeitsgebiete wird für die zu Preußen gehörenden drei Fünftel des
Reiches zu einer sinn- und zwecklosen Anhäufung der „Instanzen". Hier werden
ans zweifellos richtigen Voraussetzungen merkwürdige Schlüsse gezogen. Wenn
an die Stelle des einheitlichen preußischen Großstaates, wie Herr von Batocki
will, drei bis vier over noch mehr Teilstaaten treten sollen, so ist das Übel der
doppelten Verwaltung mit ihrer „sinn- und zwecklosen Anhäufung der Instanzen"
doch in keiner Hinsicht gebessert, sondern noch vervielfacht! Statt zweier Ministerien
für das Innere oder die Justiz erhielten Nur dann ein halbes Dutzend. Mit
vollem Rechte macht ein Kenner wie Max Weber auf die „finanziellen und ver-
waltungctech'.'ischen Schwierigkeiten" aufmerksam, die bei einer dauernden Zer-
schlagnng Preußens in Teilstaateu zu besorgen sind. Wollte und müßte man
schon einmal so radikal vorgehen, wie es von Batocki empfiehlt, dann verdient das
tvnseguent unitarische Verfahren den Vorzug, das uns besonders um 1848 vielfach
und bei verschiedensten Parteien begegnet, nämlich der Verslich, nach der be¬
rühmten Zeitfonnel"): Preußen geht in Deutschland auf, den Hegemoniestaat zum
unmittelbaren Reichsland herabzudrücken, ein Ausweg, den linksdemolratische
Publizisten, wie z. B. Anschütz im Kriege erneut empfohlen haben. Aber zunächst
wäre das Bestehen jenes Zwanges zur Radikalkur zur erweisen und da gibt es
wieder nur eine Möglichkeit der Betrachtung, wie stets bei preußischen Problemen
des letzten Jahrhunderts, die nämlich, welche ihre Verflechtung mit denen des
Reiches in den Gesichtskreis rückt.

Drei Fülle muß man doch unterscheiden. Entweder -— der günstigste —
wir erhalten eine Verfassung des deutschen Gesamtstaates, wie sie insbesondere
sozialistische Kreise im Interesse ihrer spezifischen Interessen erhoffen und erkämpfen,
eine zentralistisch-unitarische deutsche Rtpublik mit starker Beschränkung der Glied-
staaten. etwa nach dem Muster Kanadas. Dann ist das Schicksal der preußischen
Provinzen ziemlich gleichgültig, bei der völligen Verzückung des Schwerpunktes
ihre Gruppierung mehr oder weniger Sache der politischen Ästhetik! Dieser Aus-
gnng scheint uns jedoch trotz starker Unterstützung auch aus dem bürgerlichen
Lager zum mindesten ungewiß Jedenfalls wird man heute ebenso und wohl
stärker noch mit einer föderalistischen Lösung rechnen müssen, und dann gewinnt
die Stärke und Widerstandsfähigkeit des preußischen Einzelstaates, auch gerade
im Interesse des Reiches, sofort aktuelle Bedeutung. Die ..Kreuzzeitung" macht,
unseres Erachtens init gutem Grunde, gegenüber Herrn von Batvckis Idee geltend,
daß ein Verzicht auf die Einheit Preußens nicht unbedenklich ist in einem Augen-
blicke, wo wir noch nicht wissen, was das Reich uns sein wird. Auch solche

Sie stammt in ihrer bekanntesten Fassung von Heinrich twn Nrnim, dem Minister
Friedrich Wilhelms des Vierten.
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Kreise, die einer Auflösung Preußens an sich sympathisch gegenüberstehen, knüpfen
daran doch die Bedingung, daß sie nicht zugunsten irgendwelcher partikularer
Kräfte, sondern ausschließlich zugunsten des Reiches, das eine „sehr starke"
Stellung erhalten soll, vor sich gehen müsse. °) Gerade hier aber liegt eben
die Zukunft besonders dunkel vor uns. Sollten sich nun vollends — was der
deutsche Genius verhüten möge — die trübesten Ahnungen erfüllen und das Werk
Bismarcks zerfallen, dann würde die bewußte Auflösung Preußens geradezu einer
Selbstverstümmelung gleichkommen,hätte man sich doch damit jener Macht beraubt,
die am ehesten noch imstande wäre, als Kristallisationskern einer neuen Einigung
zu wirken.

Herr von Batocki — damit schließen wir die Reihe unserer Bedenken —
setzt sich mit großer Wärme für die angeblich vernachlässigten und unterdrückten
Interessen sogenannter „selbständiger Kultur- und Wirtschaftsgebiete" innerhalb
des preußischen Staatskörpers ein. Auf die Vorteile, die auf kulturellem Ge¬
biete gerade ein Großstaat bietet, ebenso auf die für gewöhnlich übertriebene
Kritik gegenüber der sogenannten Berlinisierung wollen wir hier nicht eingehen,
auch die verwunderte Frage, wozu eigentlich List und der Zollverein gewirkt
haben, still unterdrücken. Aber, hat sich der Verfechter landschaftlicher Autonomie
nicht klar gemacht — bei der in Frage stehenden Persönlichkeit sollte man es er¬
warten —, was die wirtschaftliche und politische Isolierung des Ostelbiertums
für Folgen zeitigen könnte?

Doch die ganze auf Zerschlagung oder Verkleinerung Preutzms hinaus¬
laufende Richtung scheint uns aus bestimmten Ansichten geboren zu sein, die in
der Vergangenheit berechtigt waren, seit der Revolution aber hinfällig geworden
sind. Das Problem Preußen-Deutschland, um dessen Lösung vor und im Kriege
die besten Geister gerungen haben, hat doch mit dem Sturz der Hohenzollern, mit
der völlig veränderten politischen Struktur iu Reich und Einzelstaat ein ganz
anderes Aussehen gewonnen. Im neuen Reich, wenn wir es bekommen, wird
die Rolle Preußens als Hegemoniestaat fürs erste ausgespielt sein, und um zu
verhindern, daß sie etwa jemals die den anderen so lästige Form wieder annehmen
könnte, gibt es staatsrechtliche Mittel genug, die eine gewaltsame Operation mit
ihrem widernatürlichen Eingriff in den lebendigen Organismus ersetzen können.

Einer der begabtesten Publizisten ans der ersten Hälfte des neunzehnten
Jahrhunderts. Paul Pfizer, schrieb 1W die Worte:

„Um auf derGrundlage völliger RechtsgleichheitdeuWiederaufbauDeutschlands
zu vollenden, scheint beinahe nichts geringeres erforderlich, als eine ganz veränderte
Länderabgrenzung und Staatcneinteilung in Deutschland. Die preußische Mon¬
archie müßte in einige Staaten von dem Umfang Bayerns oder Sachsens auf¬
gelöst werden". Man sieht, es ist das Batoctische Programm vor hundert
Jahren. Immer wieder branden die Wellen des PartikulariSnius, Föderalismus
und Unitarismus an dem wLker cie br»n?e des preußischen Einheitsstaates.
Bis heute hat er allen wohl- und übelgemeinten Versuchen seiner Sprengung
widerstanden.

Heute ist es merkwürdig still im Lager des sogenannten „echten" Preußen-
tnms und die „vaterlandslosen Gesellen" von ehemals müssen für seine Integrität
eine Lanze brechen.

Auch von ihnen übrigens nicht alle, wenn man Herrn Eisners gedenkt.
Und dabei liegt eine Tragik über ihrem Tun. Sie wollen Einheit nnd Geschlossen¬
heit bewahren, aber durch unbedachte Handlungen ihrer verantwortlichen Politiker
wecken sie gerade Stürme der Entrüstung, die jener Einheit gefährlich werden,
wie das Beispiel Hoffmann und rheinisches Zentrum zeigt.

Staatenbildung und Verfassungsentwicklung, so sagten wir im Anfang,
stehen in einer inneren Beziehung zueinander. Ständische Verfassung und Terri-

», Vgl, einen W. K, gezeichneten Artikel:, „Das Ende der Preußischen Hegemonie"
in der „Frankfurier Zeitung" Nr. 3t4, 1. M. B.
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torialstaat, Absolutismus und werdender Gesamtstaat, Konstitutionalismus und
Einheitsstaat, das waren die bisherigen Entsprechungen.

Wird nun auch die sozialistisch-demokratische Verfassung unserer nächsten
Zukunft eine neue Ausdrucksform der äußeren Staatsbildung heischen?

Wird die Metamorphose nur das Reich .oder auch die Einzelftaaten,
Preußen voran, ergreifen?

tD^^KS-j-c^^<7 >5t AM 5.'-^>'>»^» v<

Bolschewistische Verrücktheiten in der schule
Selbsterlebtes von Oberlehrer Rodin

AMG^DMA etzt, wo alles schwankt, wo jeder mit Banken in die ungewisse
Zukunft sieht, wo das Reich zerrissen ist, die Parteien hadern, und

WM-WI W die Gefahr der Herrschlaft der extremsten Sozialisten droht, legt sich
SMU^iM K Mer die Frage vor: was haben wir zu erwarten, wenn diese
MVWM M Elemente die Oberhand gewinnen? Das verführte und verblendete

Proletariat, das mit augenblicklichenhohen Tageseinnahmen und
durch viele Versprechungen dieser Gruppe zugeführt wird, ist nicht imstande, die
Tragweite seiner Handlungen zu erkennen, und es ist daher notwendig, daß vor
bolschlewistischen Ideen eindringlichst gewarnt -werde. Ja, es ist nicht nur not¬
wendig, sondern Pflicht, moralische Pflicht eines jeden, der über positives
Material verfügt, immer und immer wieder möglichst eindringlich zu warnen,
und die ihm bekannten Schreckbilder, die die unausbleibliche Folge dieser
Bewegung bilden, den Einsichtigen uud Überleguugssähigen vor die Augen
zu führen.

Uns Auslandsdeutschen, die wir in Rußland den Untergang der Mon¬
archie und dann das Versagen der Demokratie, und schließlich das'Aufkommen
des Bolschewismus mit seinem Gefolge — der Anarchie — gesehen, miterlebt
und nnterlltten haben, kommt in erster Linie die Aufgabe zu,'als Warner auf¬
zutreten, jeder auf dem Gebiete, das ihm am nächsten liegt, das er am ein¬
gehendsten hat verfolgen Wunen. — So kann ich, als Schulmann und absoluter
Gegner der Anarchie, möge sie auftreten in welcher Form sie wolle, es nicht
unterlassen, am Leben der Schule, soweit ich es selbst erlebt habe, die Zerstörung
jeglicher Bildung nachzuweisen, welche die Sozialisierung der Schulen nach sich
zieht, namentlich wenn sie so extrem betrieben wird, wie es die bolschewistisch
gesinnten Elemente auf allen Gebieten tun.

Das warnende Beispiel entnehme ich selbstredend der russischen Republik,
denn sie scheint ja auch unseren extremen Sozialisten als leuchtendes Beispiel
vorzuschweben, sieht man doch aus allem, was hier geschieht und bis jetzt
geschehen ist, daß nach rrnssischem Vorbild organisiert wird, ja es macht sogar auf
uns den Eindruck, als sei in vielem der eingeschmuggelterussische Bolschewik auch
hier der Leiter der Bewegung. Ich betone hier besonders „das warnende Bei¬
spiel". Denn ob ich dieses dem Leben der Schule oder dem Gebiet des Gerichts¬
wesens entnehme, ob ich mich auf das Bankwesen, die Industrie oder auf irgend
etwas anderes beziehe, ist ganz einerlei, denn überall haben wir dasselbe traurige
Bild des Niederganges, der absoluten Zerstörung. Der Staatskarren ist einmal
ins Rollen gekommen, eines zieht das andere nach sich, und mit sausender
Geschwindigkeit geht es in den Abgrund — in den Sumpf — und wie, wo und
wann das Ende dieses Abwärtsgleitens erreicht sein wird, kann niemand voraus¬
sagen, nicht einmal vorausahnen.

Es ist nicht zu verwundern, daß die Sozialdemokraten sich an die Schulen
machen. In Rußland ist ihnen die Schule mit ihren strengen Vorschriften und
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